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Unter dem Titel vom (Un)Sinn ökonomisierter Bildung präsentierte die 
GEW Hessen am 17. Februar 2018 die vierte Veranstaltung in Folge, die 
sich mit den neoliberalen Zugriffen auf das Bildungssystem kritisch aus-
einandersetzte. Während es in der Vergangenheit zu drei in universitärem 
Rahmen (einmal an der Philipps-Universität Marburg und zweimal an 
der Frankfurter Goethe-Uni) Veranstaltungsreihen im Vorlesungsstil mit 

wechselnden Referenten*innen gekommen war, hatte die Vorbereitungs-
AG mit Mitgliedern aus den Kreisverbänden Hochtaunus und Wiesbaden 
sowie dem BV Frankfurt diesmal auf eine kompakte Form als Tagesver-
anstaltung im Frankfurter DGB-Haus gesetzt. Ein Konzept, das voll auf-
ging, wie man es an der zahlreichen Beteiligung ablesen konnte. 

Vom (Un)Sinn ökonomisierter Bildung

Immer mehr private „Akteure“ auf dem Bildungsmarkt
Prof. Dr. Tim Engartner (Didaktik 
der Sozialwissenschaften mit dem 
Schwerpunkt politische Bildung 
am Fachbereichs 03 Gesellschafts-
wissenschaften der Uni Frankfurt) 
beschäftigte sich unter dem The-
ma „Bildungsrepublik im Ausver-
kauf“ mit dem Stand direkter Zu-
griffe der Privatwirtschaft auf (bis-
her) öffentliche Einrichtungen im 
„Land der Stifter und Schenker“. 
Tim Engartner hatte schon auf dem 
eintägigen Seminar der GEW Hes-
sen zur Frage des Zustands und der 
Zukunft der politischen Bildung an 
den hessischen Schulen auf das Pro-
blem der Einfl ussnahme durch ver-
stärkten Lobbyismus hingewiesen 
und in diesem Rahmen unter an-
derem sein Buch „Staat im Ausver-
kauf“ vorgestellt (Besprechung in 
der FLZ 2016-04). Der Trend zur 
„Verbetriebswirtschaftlichung der 
menschlichen Existenz“ hält nach 
Engartner ungebrochen weiter an 
und hat sich in den vergangenen 
Jahren noch beschleunigt. Für das 
Bildungssystem bedeutet dies, dass 
die betriebswirtschaftlichen Impe-

Prof. Dr. Tim Engartner

4. Veranstaltung der GEW Hessen zur Ökonomisierungskritik 

rative immer stärker dazu tendie-
ren, herkömmliche Vorstellungen 
über Bildung zugunsten des Prin-
zips „Profit vor Pädagogik“ zur 
Seite zu schieben. „Bildung wird 
im Zeitalter von PISA und Bolo-
gna immer mehr an unmittelbar 
ökonomisch nutzbaren Fachkom-
petenzen gemessen – Bildungsre-
formen nach PISA-Maßstäben ha-
ben zur Reduktion des Lernens auf 
Wissen und seine Verwertbarkeit 
geführt“, so Engartner. Es handele 
sich um eine paradigmatische Ver-
schiebung des Bildungsbegriffes zu-
gunsten rein funktionaler Bildung, 
wobei die Bedingungen der Funk-
tionalität auf breiter Front fremd-
bestimmt und extern im Sinne der 
Privatwirtschaft und deren unmit-
telbaren Verwertungsinteressen ge-
setzt würden. Dabei geht es aller-
dings längst nicht mehr alleine um 
die innere Umstrukturierung des 
bestehenden Bildungssystems, son-
dern um dessen teilweise Abschaf-
fung und Ersetzung durch ein ganz 
klar auf soziale Spaltung der Ge-
sellschaft abzielendes Zweiklassen-

system, in dem das sich infl ationär 
ausbreitende Heer der Privatschu-
len eine maßgebliche Rolle spielt. 
Ein Prozess mit vielen Facetten wie 
den Tatsachen, dass

■ sich immer mehr private „Akteu-
re“ auf dem Bildungsmarkt tum-
meln, um dort staatliche Gelder 
abzusahnen.
■ Apple und Konsorten mittlerwei-
le ganze Schulen fi nanzieren, um so 
gleich vor Ort den Nachwuchs für 
ihre technische und Management-
Elite, sozusagen „von der Pike“ auf, 
zu rekrutieren.
■ immer mehr private Bildungsan-
gebote bei der Nachhilfe aus dem 
Boden schießen, die ihren Profi t mit 
der um sich greifenden Sorge am-
bitionierter Eltern machen, dass es 
ihrem Nachwuchs an den nötigen 
„Kompetenzen“ für den sich ver-
schärfenden Wettbewerb auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
mangeln könnte.
■  die Zahl der Angebote von 
Sprachreisen und Weiterbildungs-
kursen weiterhin kräftig wächst, was 
es u. a. mit sich bringt, dass bisheri-
ge „Freizeit“bereiche der menschli-
chen Existenz auch noch wirtschaft-
lichem Denken unterworfen werden, 
da sie zur Zeitressource für Kom-
petenzerwerb zum Bestehen in der 
Konkurrenz werden.
■ unterdessen zahlreiche private 
Hochschulen die bundesdeutsche 
Bildungslandschaft besiedeln.

Diese Entwicklungen bringen ei-
nen rigorosen Wettbewerb für die 
öffentlichen Schulen mit sich, in 
dem diese aufgrund bekannter und 
massenmedial gerne breitgetretener 
Mängel von vorneherein schlecht 
aufgestellt sind. Der Zustand des 
öffentlichen Schulwesens, mit dem 
ein Christian Lindner durch plaka-
tive Sprüche wie „nur weil Kinder 
gerne im Dreck spielen, heißt das 
noch lange nicht, dass die Schulen 
auch so aussehen müssen“ seinen 
wahlpropagandistischen Schindlu-
der treibt, um für sein Programm 
einer nochmaligen Verschärfung 
des Privatisierungsdrucks dema-
gogisch Werbung zu betreiben, ist 
dabei ein Ergebnis des Investitions-
staus, dessen Beseitigung von der 
regierenden Politikerkaste immer 
einmal wieder in nationalem Not-
standsgejammere beschworen und 
in Wahlkämpfen versprochen wird, 
ohne dass sich bisher Nennenswer-
tes getan hätte. 

Dabei ist Bildung, die einzige 
wertvolle Ressource hierzulande, 
im Bundeshaushalt nach wie vor 
unterbewertet. Es müsse ein Fehl-
betrag in Höhe von wenigstens 32 
Mrd. Euro Investitionsbedarf aus-
gegangen werden, um den beste-
henden Sanierungsstau aufzulösen, 
der sich größtenteils aus unbedingt 
notwendigen Ersatzinvestitionen 
für eine in die Jahre gekommene 
Infrastruktur ergebe. Bröckelnde 

Schulbauten mit lecken Dächern, 
herabfallenden Lampen, abseiti-
gen Toilettenanlagen und den an-
deren multiplen Merkmalen der 
total vernachlässigten schulischen 
Liegenschaften ergeben das Bild ei-
nes öffentlichen Schulwesens, das 
von den Eltern, die es sich im In-
teresse ihrer Kinder leisten kön-
nen, zunehmend gemieden wird. 
Dies beginnt mit der Anmeldung 
des Nachwuchses in Edel-Kitas für 
1600 Euro/Monat mit Rundum-
betreuung und setzt sich mit einer 
durchgängigen Schullaufbahn im 
Privatschulsektor fort.

Dabei erhöht sich der Konkur-
renzdruck, der auf der öffentlichen 

Bildung lastet, auch um den zuneh-
menden Wettbewerb um staatliche 
Mittel, da auch der Privatschulsek-
tor auf Landesmittel angewiesen ist 
und bei Zertifi zierung der betreffen-
den Bildungsgänge auch Anspruch 
auf entsprechende Förderung hat, 
was die für den rein öffentlichen 
Sektor verfügbaren Mittel in Zei-
ten der Schuldkrise zusätzlich ver-
knappt. Mit dem immer stärker in 
den Vordergrund rückenden Finan-
zierungsmodell für Sanierung und 
Schulneubauten in Form des ÖPP 
(Öffentlich-private Partnerschaft, 
auch bekannt unter PPP – Public-
private Partnership) fi ndet nicht, 
wie propagandistisch immer wieder 
von interessierter Seite verbreitet 
wird, eine Entlastung öffentlicher 
Haushalte statt, sondern vollzieht 
sich vielmehr ein systematischer 
Ausverkauf staatlicher Zuständig-
keit im Bildungssektor. Untersu-
chungen von Landesrechnungshö-
fen haben überdies immer wieder 
gezeigt, dass die angebliche Kosten-
günstigkeit des Finanzierungsmo-
dells nicht nur, aber gerade auch 
in Zeiten des Null-Prozent-Zins-
satzes herbeigelogen wird, um so 
der Betätigung privater Investoren 
den Weg zu bereiten. Eine Umfrage 
unter Schulleitern*innen bestätigt 
den durchschlagenden Erfolg die-
ser Strategien, wenn als bevorzug-
te Ansprechpartner für die Ausstat-
tung von Schulen seitens 80% der 

Plenum

Befragten Privatinvestoren genannt 
werden. „Privatunternehmen bau-
en, renovieren u betreiben Schulen, 
werden mitunter sogar mit der Ein-
stellung von Hausmeistern und Rei-
nigungspersonal betraut: Vorreiter: 
Landkreis Offenbach, der bereits
2004 die Sanierung und Bewirt-
schaftung der 90 Schulen des Kreises 
im ÖPP-Gesellschaftsmodell an Pri-
vatunternehmen übertrug/auch vier 
Schulen in Frankfurt/Main und 15 
Berufsschulen in Hamburg mit ei-
nem Investitionsvolumen von 320 
Mio. Euro“, so Tim Engartner.

Satte Gewinne winken aber vor 
allem auch bei Entwicklung und 
Vertrieb von Unterrichtsmateriali-
en, einem Sektor, in dem sich mitt-
lerweile um die 60 Unternehmen 
tummeln, darunter auch solche, 
die unverblümt dürftig bemäntel-
te rein wirtschaftliche Zwecke ver-
folgen. Aus der Werbepsychologie 
resultierende Erkenntnisse werden 
zum Leitfaden der gezielten Beein-
fl ussung schon von Grundschulkin-
dern, ist doch bekannt, dass in frü-
hem Alter geworbene Kundschaft 
sich durch eine hohe Produkt- und 
Produzententreue auszeichnen. Für 
die Altersgruppe typische Erzeuger 
treiben Werbung für ihre Produkte 
mit als Bildungsangebot getarnten 
Materialien. Der Zuckerwasserver-
treiber „Capri-Sonne“ konnte sich 
immerhin „knapp 5 Jahre lang mit 
einer zum Einsatz gebrachten Un-
terrichtsmappe Fit, fair und schlau“ 
als Unterrichtsmaterial am Bewusst-
sein von Grundschülern*innen ver-
greifen, indem das „für Grundschu-
len entwickelte UM suggeriert, mit 
Zucker gesüßte Getränke seien vi-
taminreich und stünden in der Er-
nährungspyramide auf der gleichen 
Stufe wie Wasser – verbunden mit 
dem Hinweis, dass man davon viel 
trinken solle,“ erklärte Tim Engart-
ner. Über den gesundheitlichen Wert 
des Schokoladekonsums aufzuklä-
ren ist selbstredend niemand besser 
befähigt als der Schokoladenher-
steller Alfred Ritter GmbH & Co. 
KG. Auf „der als Unterrichtsmate-
rial deklarierten Ritter Sport-Wer-

Zum Abschluss trat die Theatergruppe Xtrameile mit ihrem Stück „Yes, we burn!!!“ auf. Martina Frenzel und Signe Zur-
mühlen präsentierten ein satirisch-witziges und böses Stück über indirekte Steuerung und das Arbeiten heute: „Lernen Sie 
Bettina Zimmer kennen und erfahren Sie in Rückblicken, warum sie eine „klitzekleine“ Erschöpfungsdepression bekom-
men hat. Sie arbeiten zu viel? Das ist defi nitiv Ihre eigene Schuld, Sie müssen einfach mit Frau Baumann die 10-Sekunden- 
Entspannungsübung trainieren ...“ – Das Stück rundete die Veranstaltung gelungen ab und erntete viel Applaus.

Tim Engartner: Staat im Ausverkauf. Privatisie-
rung in Deutschland. Frankfurt am Main 2016 
(Campus), 22,95 Euro. 
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Matthias Holland-Letz, GEW-Mit-
gliedern durch seine Veröffentli-
chungen in der EuW und durch die 
„Privatisierungs-Reports“ bekannt, 
referierte über „Scheinheilige Stifter 
in Schulen“. Grundlage war sein 
Buch „Scheinheiligestifter – Wie 
Reiche und Unternehmen durch ge-
meinnützige Stiftungen noch mäch-
tiger werden“, Köln 2015. 

In er anschließenden Diskussi-
on wurde der Vorschlag gemacht, 
sich nicht nur darüber zu empören,
sondern als Gewerkschaft die Aus-
einandersetzung wieder aufzuneh-
men, wie sie in Bezug auf die Ber-
telsmann-Stiftung schon geführt 
worden ist. Dieser Vorschlag ist in-
zwischen in den unten stehenden 
Beschluss der Delegiertenversamm-
lung des GEW Bezirks Frankfurt 
gemündet, der entsprechend beim 
Landesverband und Hauptvor-
stand eingereicht werden soll. Wie
zu hören ist, soll sich auch der DGB-
Bundesvorstand mit ähnlichen Ge-
danken tragen.

Von daher beschränkt sich der 
Bericht auf Ergänzungen.

Die Wirkung von Stiftungen in der 
öffentlichen Meinungsbildung ist 
nicht zu übersehen. Ob es gespon-
serte Projekte an den Schulen sind 
oder Gutachten oder sonstige Vor-
schläge – die Stiftungen geben viel-
fach den Ton an, allen voran die 
mächtige Bertelsmann-Stiftung.

Auffallend ist zunächst die Ex-
plosion der Zahl der Stiftungen seit 
der Reform des Stiftungsrechts un-
ter Schröder-Fischer 2000 und Mer-
kel/Müntefering 2007: Von Ende 
1999 bis 2014 von etwa 8.000 auf 
fast 21.000. „Schätzungen zufolge 
besitzen sie ein Gesamtvermögen 
von 100 Milliarden Euro.“ (Schein-
heiligestifter S.12)

Die Ziele insbesondere der 
Unternehmens-Stiftungen lassen 
sich so zusammenfassen: 
■  Netzwerke bilden für die Beein-
flussung von Öffentlichkeit und 
Politik
■  Eintreten für eine Privatisierungs- 
und Ökonomisierungspolitik und 
damit für die Verbesserung der Rah-
menbedingungen für steigende Ge-
winne und gegen Gewerkschaften. 

bemappe mit dem Titel »Von der 
Kakaobohne zur Schokolade« der-
selbe Schrifttyp wie auf der handels-
üblichen Schokoladenverpackung. 
So ist der Wiedererkennungseffekt 
beim nächsten Schokoladenkauf 
gesichert und der Effekt, der sich 
durch den Konsum einstellen soll, 
wird im Unterricht mit einem zeit-
gemäßen Yoga-Quickie schon mal 
ins Unterbewusstsein der Schüle-
rinnen und Schüler versenkt: “Im 
Wege einer Entspannungsübung, 
zu deren Beginn die Lehrkraft al-
len Kindern ein Stückchen Scho-
kolade reicht, lernen die Grund-
schüler, dass Schokoladenkonsum 
vorteilhaft für Geist u Körper ist. 
Im gesamten Heft wird Schokola-
de mit Belohnung, Glück und Ent-
spannung gleichgesetzt. An einer 
Stelle heißt es wörtlich: „Außer-
dem ist Schokolade einfach lecker 
und damit eine gute Belohnung“. 
Und Entspannung ist im effi zienz-
gesteuerten Schulsystem, in dem die 
Jagd auf Creditpoints die Lernen-
den schnell an die Grenzen der Be-
lastbarkeit treibt, eine ebenso knap-
pe Ressource wie Belohnung, mit 
der das System einer zunehmend 
ungehemmten Selektionswut für 
viele immer weniger aufzuwarten 
hat. Ein satter Zukunftsmarkt für 
die Glücksverkäufer von der Dick-
macherfront!

Engartner stellte klar, dass die 
Vertreter*innen der Privatwirtschaft 
in der Schule nichts zu suchen ha-
ben, auch nicht als vermeintliche 
Experten*innen, die von außen 
im Rahmen der vielbeschworenen 
„Öffnung“ von Schule das angeb-
liche Lebenskolorit in den „toten“ 
Schulstoff bringen sollen, das die-
ser entbehren soll. Einen externen 
Lernort aufzusuchen oder einen 
externen Experten in die Klasse zu 
holen, sind zwei völlig verschiede-
ne Dinge, da letzteres zu einer De-
Legitimierung und damit Entwer-
tung der ausgebildeten Lehrkräfte 
führt, die im Vergleich mit dem/der 
Experten*in gerade als diejenigen 
ohne das erforderliche Experten-
wissen dastehen. 

In einem Katalog von Anfor-
derungen fasste der Referent sei-
ne Kritik zu einer bündigen Form 
zusammen:

1.  Schulen haben der Aufklärung 
und nicht der Verklärung zu die-
nen, und zwar völlig unabhängig 
von den jeweiligen Gegenständen 
und den mit ihnen verbundenen 
gesellschaftlichen und/oder wirt-
schaftlichen Interessen!
2.  Kinder und Jugendliche sind un-
erfahren im Umgang mit fremden 
Meinungen, da sie sich gerade im 
Prozess der Ausbildung des dazu 
notwendigen Differenzierungsver-
mögens befi nden; deswegen besu-
chen sie eine Schule und nicht aus 
dem Grunde, von Akteuren mit ein-
deutig defi nierten Interessen durch 
verfängliche Argumentationen und 
Materialien fremdbestimmten Zie-
len und Zwecken manipulativ un-
terworfen zu werden!
3.  Schüler*innen dürfen daher nicht 
den Eindruck erhalten, dass exter-
ne „Experten*innen“ gesellschaft-
lich allgemein akzeptierte Meinun-
gen vertreten.
4.  Lernprozesse können nur er-
folgreich sein, wenn Unterrichts-
themen sachlogisch refl ektiert und 
diskutiert werden; die Pluralität von 
Meinungen und Standpunkten ist 
dazu eine der grundlegenden Vor-
aussetzungen.
5.  Vertreter*innen von Privatunter-
nehmen delegitimieren durch Öff-
nung von Schule den Lehrerberuf. 
Ihnen gegenüber ist an dem histo-
risch hart erkämpften Grundsatz 

festzuhalten, dass nur denjenigen 
eine Befähigung zur pädagogischen 
Arbeit zuzuerkennen ist, die auch 
eine erfolgreiche akademische Fach-
ausbildung dazu vorweisen können!
6.  Am grundsätzlich zu verteidi-
genden Prinzip einer Allgemein-
bildung ist festzuhalten, weil nur 
sie den außerhalb enger Zweckbe-
stimmungen notwendigen Refl exi-
onshorizont gegenüber gegenwärti-
gen sozialen, politischen und wirt-
schaftlichen Sachverhalten eröffnet. 
Eine funktionale Verkürzung des 
Wissensbegriffs auf unmittelbares 
Anwendungswissen ist abzulehnen.
7.  Die bestehende Schiefl age zwi-
schen staatlichen Schulen und Pri-
vatunternehmen aufgrund der Inf-
rastrukturmängel muss die zentrale 
Forderung an die Politik darstellen, 
für deren Durchsetzung entspre-
chender gesellschaftlicher Druck 
aufzubauen ist.
8.  Dieselben Akteure, die Unter-
richtsmaterialien für Wirtschaft 
unterbreiten, fordern die Einfüh-
rung eines Faches Wirtschaft an 
den Schulen, da die Kenntnisse der 
Schülerinnen und Schüler hierin an-
geblich unzureichend seien; dabei 
hat laut internationalen Studien 
zu gelten, dass die wirtschaftliche 
Bildung in Deutschland im oberen 
Drittel der untersuchten Länder zu 
verorten ist. Die Forderung nach ei-
nem Fach Wirtschaft ist daher eine 
Mogelpackung, darauf abzielend, 
das ohnehin schon stark vernach-
lässigte Fach „Politik“ und damit 
die Möglichkeit zur Gewinnung 
kritischen Denkens aus dem schu-
lischen Rahmen zu drängen. Die 
Einführung des verlangten Faches 
kann nur zu Lasten anderer Wis-
sensbestände gehen: Was ist mit dem 
Wissen um Auschwitz-Birkenau, 
um nur ein unerlässliches Detail 
zu benennen, das sich sicher nicht 
im Rahmen eines „Entspannungs-
Quickies“ wird abhandeln lassen!
9.  Festzuhalten ist, dass die Kri-
tikfähigkeit der Schülerinnen und 
Schüler durch Unternehmensmate-
rialien entscheidend eingeschränkt 
wird, was deren Verwendung im 
schulischen Rahmen als autorita-
tive Quelle ausschließen muss.
10.  Schulbücher müssen daher oh-
ne jede Ausnahme durch die Kul-
tusministerien geprüft werden, wo-
bei allem Lobbyismus ein Riegel 
vorzuschieben ist und keine Privi-
legien für bestimmte Erzeuger gel-
ten dürfen.

Ernst Olbrich

Stiftungen – privater Einfl uss mit Steuer-
geldern subventioniert

Es gibt inzwischen über 1.000 Stif-
tungslehrstühle an Hochschulen. 
■  Steigerung des Nutzens für das 
eigene Unternehmen
■  Steuerersparnis: Hierfür gibt es 
vier Wege:
– Sonderausgabe bei der Einkom-
mensteuer des Stifters (z.B. Unter-
nehmen) + steuerfreie Spenden
– Spendenquittungen für Zuspender
– Einkünfte der Stiftungen sind 
steuerfrei
– Vererbung oder Schenkung an 
Stiftung bleiben steuerfrei 

Es gibt keine Veröffentlichungs-
pfl icht!

Entscheidend dabei ist, dass der 
Staat Stiftungen als gemeinnützig 
einstuft und sie dadurch viele Pri-
vilegien genießen, etwa das Recht, 
auf Einnahmen keine Steuern zu 
zahlen. „Hier wird privater Nut-
zen vom Fiskus mit vielen Millio-
nen, womöglich sogar Milliarden 
Euro gefördert!“

Wer als reiche Privatperson eine
Million Euro in eine Stiftung steckt, 
bekommt vom Finanzamt fast die 
Hälfte zurück.

Handelt es sich um Anteile an 
einem Unternehmen, so lässt sich er-
reichen, dass die Stiftung die Unter-
nehmensgewinne steuerfrei erzielt.

Die Robert-Bosch-Stiftung bei-
spielsweise besitzt 92% des Welt-
konzerns Robert Bosch GmbH mit 
357.000 Beschäftigte und einem Um-
satz von 64 Milliarden Euro 2014.

Die Bertelsmann-Stiftung be-
setzt rund 75 % des Bertelsmann-
Konzerns mit über 100.000 Be-
schäftigten und einem Umsatz von 
über 16 Milliarden Euro.

Die Possehl-Stiftung in Lübeck 
besitzt 100% der Anteile am Misch-
konzern L. Possehl &Co mbH mit 
rund 12.000 Beschäftigten und 3 
Milliarden Euro Umsatz 2014. Mit 
den Vorteilen aus der Steuer fi nan-
ziert sie die Sanierung von Schulen 
in Lübeck. Verkehrte Welt!

Prof. Hedtke sagt: „Eine gemein-
nützige Stiftung, die derart massiv 
und schamlos zugunsten der Ge-
schäfte des Stifterunternehmens 
agiert, dient faktisch dessen pri-
vaten, unternehmerischen Interes-

sen.“ (Scheinheiligestifter S.114) 
Und Holland-Letz fragt: „Darf die 
gemeinnützige Bertelsmann-Stiftung 
ein Feld bestellen, auf dem der Ber-
telsmann-Konzern ernten will?“ 

Leider verweisen auch Gewerk-
schafter immer dann gern auf Studi-
en solcher Stiftungen, wenn sie ver-
meintlich ein gemeinsames Anliegen 
befördern. Auf diese Ambivalenz 
wies Holland-Letz besonders hin.

Es sei deshalb unumgänglich, we-
nigstens die vorliegenden Reform-
vorschläge zur Kenntnis zu nehmen 
und in einen politischen Diskurs ein-
zutreten. Anscheinend ist die Mate-
rie für viele aber so kompliziert wie 
undurchschaubar, denn tatsächlich 
fi ndet die Auseinandersetzung kaum 
statt. Die Vorschläge, wie sie Hol-
land-Letz am Ende seines Buches 
unterbreitet, werden faktisch nicht 
zur Kenntnis genommen.

Dabei gibt es gegenwärtig einen 
akuten Anlass, denn es läuft immer
noch das Gemeinnützigkeits-Aber-
kennungsverfahren für attac, das 
2014 vom Finanzamt Frankfurt 
ausging!

Der folgende Antrag der Be-
zirksdelegiertenversammlung soll 
deshalb einen Beitrag für die öf-
fentliche Debatte und schließlich 
politische Schritte liefern.

Herbert Storn

Die GEW geht gegen das Stiftungs-Unwesen vor.
Ausgehend von dem GEW-Ge-
werkschaftstagsbeschluss Nürn-
berg zur Bertelsmann-Stiftung stellt 
die GEW fest: 

Unternehmens-Stiftungen, bei 
denen die Stiftungen steuerrecht-
lich als gemeinnützig anerkannt 
sind und gleichzeitig Eigentümer 
operativ mit Gewinnerzielungs-
absicht tätiger Unternehmen sind, 
dürfen steuerrechtlich nicht weiter 
begünstigt werden.

Die Reform des Stiftungsrechts un-
ter Schröder-Fischer 2000 und Mer-
kel/Müntefering 2007 führte zu ei-
ner explosionsartigen Vermehrung
der Stiftungen von etwa 8.000 auf 
fast 21.000 von Ende 1999 bis 2014.
Auch die Zahl der unternehmens-
nahen Stiftungen stieg in diesem 
Zeitraum an.

Durch steuerrechtliche Rege-
lungen werden Unternehmen um-
fangreiche Möglichkeiten der Steu-
er ersparnis eingeräumt. Sie sparen

Steuern, wenn sie Kapital zur Grün-
dung einer Stiftung bereitstellen 
oder Spenden an eine Stiftung zah-
len. Stiftungen wiederum zahlen 
auf ihre Einkünfte keinerlei Steu-
ern, auch Einnahmen aus Unterneh-
mensbeteiligungen oder Dividenden 
sind steuerfrei. Von Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sind gemeinnüt-
zige Stiftungen ebenfalls befreit.

Dem Staat und damit dem öf-
fentlichen Gemeinwohl entgingen 
und entgehen damit Milliarden Eu-
ro an Einnahmen, die dann von den 
Stiftungen nach ihren Zielen ver-
wandt werden.

Die Eigentümer des Bertels-
mann-Konzerns, die Familie Mohn, 
sparten durch die Übertragung von 
drei Vierteln des Aktienkapitals von 
Bertelsmann an die Bertelsmann-
Stiftung nach Schätzungen 2 Mil-
liarden Euro Erbschaftsteuer. 

Die Steuerausfälle durch das 
Gesetz von 2000 („Gesetz zur Sen-
kung der Steuersätze und zur Re-

form der Unternehmensbesteue-
rung“) wurden im Gesetzentwurf 
auf 12 Milliarden Euro von 2001 
bis 2004 beziffert, die Steueraus-
fälle durch das Gesetz von 2007 
(„Gesetz zur weiteren Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements“) 
auf 0,5 Milliarden Euro pro Jahr 
von 2009 bis 2011.

Während das Stiftungsrecht 
so zur Unterfi nanzierung des Bil-
dungswesens beiträgt, begünstigt 
es gleichzeitig die gezielte Beeinfl us-
sung von Öffentlichkeit und Politik 
durch Unternehmens-Stiftungen, die 
Bildung von entsprechenden Netz-
werken, die Einrichtung von (inzwi-
schen über 1000) Stiftungslehrstüh-
len an deutschen Hochschulen und 
die indirekte Begünstigung der im 
Eigentum der Stiftungen befi ndli-
chen Unternehmen.

„Eine gemeinnützige Stiftung, 
die derart massiv und schamlos 
zugunsten der Geschäfte des Stif-
terunternehmens agiert, dient fak-

tisch dessen privaten, unternehme-
rischen Interessen“, sagt beispiels-
weise Professor Reinhold Hedtke 
von der Universität Bielefeld über 
die Bertelsmann-Stiftung.

Die GEW setzt sich deshalb nach-
haltig und öffentlich dafür ein, dass 
das Steuer- und Stiftungsrecht so re-
vidiert wird, dass nicht über Steu-
ervermeidungsmodelle die Privati-
sierungstendenzen in der Bildung 
weiter um sich greifen.

Die GEW fordert auf diesem Hin-
tergrund, das Gemeinnützigkeits-
Aberkennungsverfahren für attac, 
das 2014 vom Finanzamt Frankfurt 
auf Weisung des hessischen Finanz-
ministeriums ausging, zu stoppen.

Beschluss der Delegiertenver-
sammlung des GEW-Bezirksver-

bands Frankfurt am Main vom 
26. 2. 2018

Matthias Holland-Letz: Scheinheilige Stifter. Wie 
Reiche und Unternehmen durch gemeinnützige 
Stiftungen noch mächtiger werden. Köln 2015 
(Backstein-Verlag), 12,90 Euro
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Die Überlegungen von Prof. Thilo
Naumann von der Hochschule
Darmstadt verwiesen eingangs auf 
die pädagogischen Konzepte Sieg-
fried Bernfelds (1892 – 1953). Bern-
feld, Mitglied der Gründungsge-
neration der psychoanalytischen 
Bewegung, war schon in den 20er 
Jahren durch eine kritische Haltung 
gegenüber der hauptsächlich mit 
dem Namen Eduard Sprangers ver-
bundenen geisteswissenschaftlichen 
Pädagogik hervorgetreten. Spran-
ger wurde im weiteren Verlauf sei-

Prof. Thilo Naumann und Günter Köhler von der Vorbereitungsgruppe

Emanzipatorische Perspektiven psychoanalytischer
Elementarpädagogik

Drei Erkenntnisse Bernfelds stell-
te Naumann an den Beginn seines 
Vortrags:

1. Pädagogen*innen haben es im-
mer mit zwei Kindern zu tun – das 
Kind vor ihnen und das verdrängte
Kind in ihnen. Thilo Naumann wies 
auf die damit verbundene Gefahr 
der Verwechslung des inneren und 
des äußeren Kindes hin, die u. a. 
darin liegen könnte, an dem Kind, 
das Zielperson des pädagogischen
Handelns sein soll, unbewusst Kon-
fl ikte zu bearbeiten, die aus der eige-
nen Sozialisation stammen und in 
oft schmerzhafter Weise ungelöst 
geblieben sind.

2. Die Erziehbarkeit des Kindes hat 
unverrückbare Grenzen: Als „wi-
derspenstig“ erfahrene Tendenzen 
im kindlichen Verhalten entziehen 
sich oft mit Notwendigkeit der er-
zieherischen Einfl ussnahme, da sie 
Teil der autonomen kindlichen Per-
sönlichkeit sind.

3. Gesellschaftliche Herrschafts- 
und Ungleichheitsverhältnisse wir-
ken in den pädagogischen Prozess 
hinein, ohne von ihm außer Kraft 
gesetzt werden zu können: Jede Pä-
dagogik hat es mit Mächten zu tun, 
durch welche ihre Wirkungen be-
schränkt werden. Dieser Umstand 
stellt einen für das Selbstbewusst-
sein der Pädagogen*innen immer 
auch kränkenden Sachverhalt dar, 
fühlen sie sich doch einem idealisti-
schen Berufsethos verpfl ichtet, das 
bemüht ist, durch das eigene Han-
deln für die zu Erziehenden stets 
„das Beste“ erreichen zu wollen.

Diese Verhältnisse, die in die Fa-
milie und in die Pädagogik hinein-
wirken, stellen sich heutzutage in 
neuen Formen dar, die sich durch 
Entgrenzung bisheriger Normge-
füge im Rahmen der sog. Globali-
sierung auszeichnen. Die neuen In-
formationstechniken zählen zu die-
sen Hebeln dieser Entgrenzung und 
warten ihrerseits mit einer inneren 
Widersprüchlichkeit auf, bei der 

Freiheitsversprechen im Verbund 
mit massiven Rationalisierungsten-
denzen auftreten, die auf Ökonomi-
sierung bestehender Beschäftigungs-
verhältnisse drängen und dadurch 
den Druck auf die Individuen er-
höhen und ihre Freiheitsspielräu-
me beschneiden. 

Die stattfi ndende raumzeitli-
che Zerlegung von Produktion und 
Dienstleistungen mittels der neuen 
Medien, mit der die „Plattform“ als
einigendes Band tendenziell an die 
Stelle der bisherigen Fabrik tritt und 
die Verteilung von bisher räum-
lich gebundenen Prozessen an un-
terschiedliche Standorte erlaubt, 
verbilligt den Kostenfaktor Arbeit 
durch Nutzung schlechterer Ar-
beitsbedingungen und schränkt die 
Widerstandsmöglichkeiten der Be-
schäftigten gegen ihre Deprivation 
gefährlich ein. 

Damit ist der Rahmen für die 
vor sich gehende, stark zunehmen-
de Prekarisierung gesetzt, was z. B. 
für das Dienstleistungsgewerbe die 
Dominanz von sozial kaum abge-
sicherten bad jobs wie in der Gast-
ronomie und Pfl ege mit sich bringt. 
Von Seiten des Nationalstaates wer-
den diese Prozesse im Rahmen der 
globalen Standortkonkurrenz von 
folgenden Maßnahmen begleitet:

1. Neuformierung des Arbeitsmark-
tes  in Gestalt der bekannten Dere-
gulierungen von bisher „festen“ Ar-
beitsverhältnissen, um die Senkung 
der Arbeitskosten voranzutreiben;

2. Ausbau des Sicherheitsstaates, 
um die Ausgegrenzten angesichts 
des Schwunds von Sozialleistungen 
unter Kontrolle zu halten; 

3. Umbau des Sozialstaates vom um-
sorgenden in einen gewährleisten-
den Sozialstaat, der Rahmenbedin-
gungen setzt, um die „Eigenverant-
wortung“ der auf Lohneinkommen 
angewiesenen Gesellschaftsmitglie-
der zur zentralen Zielbestimmung 
zu erheben.
Diesen staatlichen Setzungen ent-
sprechen auf der Seite der Betrof-

fenen als Verarbeitungsmechanis-
men vor allem 

1. der Trend zur Individualisierung: 
Die bestehenden relativ großen Frei-
räume werden zur Verlagerung der 
Verantwortung fürs eigene Wohl in 
die individuellen Menschen genutzt 
(„Selbstoptimierung“ als Bedingung 
für die erfolgreiche Selbstvermark-
tung), was zu einer allgegenwärti-
gen Verunsicherung der Einzelnen 
führt (Beispiel: Ständige Verwen-
dung von Handy-Apps u.ä. zur Er-
mittlung von Messwerten eigener 
Körpervorgänge als Selbst-Versi-
cherung der Normangemessenheit 
der eigenen Person).

2. Die vor allem für Verlierer in die-
ser Konkurrenz entstehende Isolati-
on und Panik begünstigt die Sehn-
sucht und den Trend zur rechtspo-
pulistischen Vergemeinschaftung.

Die verlangte Anpassung an die 
Normen des „Selbstmanagements“ 
führt zur Verleugnung eigener Ge-
fühle und Sehnsüchte, der Trend 
zur Selbstökonomisierung verlangt 
von den Einzelnen, dass sie aggres-
sive Impulse gegen die zunehmend 
ohnmächtig erlebten Zwänge ins 
eigene professionalisierte Selbst 
integrieren und gegen sich selbst 
richten, was gesundheitsschädli-
che Formen des Umgangs mit be-
trieblichen Anforderungen hervor-
ruft. Die Folgen sind Depressionen, 
Stress- und Suchterkrankungen. Die 
neuen Anforderungen an die psy-
chische Konstitution der Individu-
en hat die „Verzweckung“ von Bil-

dung als Vehikel zum zukünftigen 
Bestehen auf dem Arbeitsmarkt zur 
Konsequenz, mit Wirkungen bis 
hin in den Bereich der Elementar-
pädagogik:

1. Die Ökonomisierung pädagogi-
scher Organisation mit ihren be-
triebswirtschaftlichen Effizienz-
zwängen verlangt beispielsweise
– technisch messbare Dienstleis-
tungen (aus der Pfl ege schon län-
ger bekannt)
– Zielvereinbarungen im Kontrakt-
management
– Budgetierung als Ergebnis für die 
erfolgreiche Erbringung der Leis-
tungen.
Die hiermit suggerierte Formel ei-
nes direkten Verhältnisses zwischen 
Aufwand und Erfolg widerspricht 
diametral der Erkenntnis, dass sich 
pädagogisches Handeln nicht un-
ter Effi zienzmaßstäbe bringen lässt, 
zeitigt aber gleichwohl Wirkungen 
für das Bewusstsein und die Hand-
lungsweise der im pädagogischen 
Bereich Beschäftigten.

2. Der hessische Bildungs- und 
Erziehungsplan entspricht diesem 
Wandel darin, dass er das Kind als 
Konstrukt von Kompetenzen an-
sieht, die dessen Selbststeuerung 
ermöglichen sollen und zu einem 
System des um sich greifenden För-

ner Entwicklung Parteigänger des 
NS. Bernfeld emigrierte 1934 in die 
USA und geriet mit seinem Werk Si-
syphos oder die Grenzen der Erzie-
hung vorübergehend in Vergessen-
heit, bis er von der Bewegung der
antiautoritären Erziehung im Ge-
folge der 68er-Bewegung neu ent-
deckt wurde und heute längst zu 
den Klassikern eines pädagogischen 
Denkens gehört, das auf die Ach-
tung von Eigengesetzlichkeiten der 
menschlichen Individualentwick-
lung setzt. 

derwahns auf den angeblich ent-
scheidenden Gebieten „mathemati-
sches Denken“, Motorik usw. führt. 
Ziel ist die Normierung von Kom-
petenzen und Verhaltensweisen, die 
auf eine Gesellschaft vorbereiten, 
die heteronom gestaltet ist. Beson-
ders wenig feinfühlige Eltern erzie-
hen, so Thilo Naumann, in einer 
Weise wie Pädagogen, die Förder-
konzepten folgen, nämlich durch-
gängig kontrollierend und normie-
rend. Bei ihnen ist die Botschaft voll 
und ganz angekommen!

3. Die Elementarbildung hat sich 
unter diesem Druck längst in ein 
„institutionalisiertes Abwehrbünd-
nis“ gegen alle Tendenzen beim 
Kind, sich gegen dieses normieren-
de System zu wehren, transformiert, 
bei dem die Disziplinierung im Vor-
dergrund steht. Unter den Prämissen 
dieses Abwehrsystems können die 
Kinder keine integrierte Fähigkeit 
entwickeln, ihre eigenen Impulse zu 
verarbeiten. Diese werden vielmehr 
als selbstbedrohlich erlebt oder ag-
gressiv gegen die Umgebung gerich-
tet und entsprechend den Effi zien-
zanforderungen zurückgewiesen. 

 „Nur wer selbst nicht unter 
Druck steht, muss keinen Druck 
ausüben“, zitierte der Referent die 
Pädagogin und Soziologin Monika 
Seifert, auch als „Mutter der anti-
autoritären Kinderladenbewegung“ 
bekannt. Damit ist aber auch klar, 
dass eine kindgemäße Pädagogik 
Arbeitsbedingungen verlangt, die 
den neoliberalen Sparzwängen dia-
metral entgegengesetzt sind. Als 
Konsequenz aus dem derzeitigen 

Immerhin gelang es dem Vortrag von Thilo Naumann, durch 

die von ihm entwickelten Vorstellungen zu einer kind-

gerechten Elementarpädagogik einmal so etwas wie einen

Horizont positiv bestimmter Ziele abzustecken, der ange-

sichts der wirklich herrschenden Tendenzen beinahe schon 

wieder wie eine Utopie wirkt. Aber eine, die 

geeignet ist, den nötigen Ansporn für die anstehenden 

Auseinandersetzungen zu liefern!

System wird pathogenen Entwick-
lungen der Boden bereitet.

Folgende Eckpunkte für eine eman-
zipatorische Pädagogik benannte 
Thilo Naumann gegen Ende sei-
nes Vortrags:

Die zentrale Bedeutung des kindlichen 
Spiels für die geistig-emotionale und 
Persönlichkeitsentwicklung:

Der hessische Bildungs- und Erzie-
hungsplan „kassiert“ nach Nau-
manns Worten das kindliche Spiel 
als zentralen Schauplatz der Ent-
wicklung nach einer kurzen Erwäh-
nung sofort wieder, weil es nicht das 
„eigentliche Lernen“ sei. Dies sei al-
lein deshalb empörend, da es eine 
anspruchsvolle Aufgabe darstelle, 
sich in das Kind einzufühlen. Beim 
Spiel handele es sich um das zentra-
le Medium des kindlichen Lernens: 
Es mobilisiere Selbstheilungskräfte, 
gestatte Aushandlungen im sozialen 
Mit- und Gegeneinander und gebe 
Gelegenheit zur Externalisierung in-
dividueller Voraussetzungen, die in 
der Spielfi gur ausprobiert und von 
den Spielkameraden*innen beant-
wortet würden.

Partizipation der Kinder bei der 
Gestaltung des pädagogischen Feldes

Die Mitgestaltung der Infrastruktur 
durch die Kinder ist eine wichtige 

Voraussetzung, um sich selbst als 
Individuen zu erfahren, die auf Be-
dingungen ihrer Umwelt mit einwir-
ken und dadurch die selbstverständ-
liche Erfahrung der Mitsprache
machen können, was für die Kinder 
von entscheidender Bedeutung ist, 
um sich nicht als ohnmächtig und 
ausgeliefert zu erleben. Darüber hi-
naus ist die Möglichkeit, Regelsys-
teme schrittweise mitentwickeln zu 
können, die Voraussetzung für In-
ternalisierungsprozesse, die nicht 
durch Unterwerfung, sondern durch 
Partizipation und Autonomisierung 
gekennzeichnet sind und damit einen
Boden für das Wachsen von Solida-
rität bieten.

Entwicklungsbündnis

Das Entwicklungsbündnis hat darin 
zu bestehen, krisenhafte, „verrückte“
und irritierende Verhaltensweisen 
nicht einfach als nicht normgerecht 
zurück- und zurechtzuweisen, son-
dern in Kooperation mit dem Kind 
nach deren Ursachen zu suchen. 
„Störungen“ sind in dieser Perspek-
tive nicht einfach Normwidrigkei-
ten, sondern Verhaltensweisen, die 
einen Sinn haben. Die beliebte Maxi-
me, Affekte „kleinzuhalten“, ist hier
völlig kontraproduktiv, weil durch 
ihre Verbannung aus dem pädago-
gischen Feld auch keine Ursachen-
exploration und -bearbeitung mehr 
stattfi nden kann.

Anstelle dessen gilt es die Kin-
der zu halten, d. h. ihm deutlich ma-
chen, dass alle seine Themen „halt-
bar“ sind. Nur so kann es gelingen, 
eine beruhigende Antwort zu geben, 
mit der das Kind auch klarkom-
men kann. Oft liegen den Störun-
gen Primärkonfl ikte zugrunde, die 
das Kind (noch) nicht anders arti-
kulieren kann. Durch einen simplen 
Rauswurf des überbordend aggres-
siven Kindes besteht die Gefahr der 
Re-Aktualisierung des Ursprungs-
konfl iktes bzw. der Reproduktion 
der damit verbundenen Erfahrung 
als wehrlos und wertlos und da-
mit der Verstetigung des Konfl iktes.

Optimalstrukturierung
Unter Optimalstrukturierung ver-
steht man im Idealfall das Bemühen,
die Gesamtheit des pädagogischen 
Settings daraufhin zu überprüfen, ob 
es Entwicklung begünstigt oder sie 
verhindert. Institutionell begründete 
Konfl ikte sind durch entsprechende 
Optimierung der Infrastruktur auf 
ein Mindestmaß zu begrenzen. Dass 
dies unter den bestehenden Bedin-
gungen den gemeinsamen Kampf 
aller am Gelingen pädagogischer 
Prozesse Interessierten erfordert, ist 
nach dem zuvor Gesagten klar. Die 
genannten Ziele werden sich nur 
durch ein forciertes gesellschafts- 
und bildungskritisches Engagement 
verwirklichen lassen. Die GEW ist 
als Bildungsgewerkschaft hier in 
besonderer Weise gefordert. 

Immerhin gelang es dem Vor-
trag von Thilo Naumann, durch die 
von ihm entwickelten Vorstellun-
gen zu einer kindgerechten Elemen-
tarpädagogik einmal so etwas wie 
einen Horizont positiv bestimmter 
Ziele abzustecken, der angesichts 
der wirklich herrschenden Tenden-
zen beinahe schon wieder wie eine 
Utopie wirkt. Aber eine, die geeig-
net ist, den nötigen Ansporn für die 
anstehenden Auseinandersetzungen 
zu liefern!

Ernst Olbrich


